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Aufwendungen privater Haushalte für Nahrungsmittel, Ge-
tränke und Tabakwaren in Niedersachsen – Ergebnisse der 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2013 

€ 

„Allgemeine Angaben

„Geld- und Sachvermögen“ 

„Haushaltsbuch“, 

„Feinaufzeichnungsheft“ Aufwendungen privater Haushalte für Nahrungsmit-
tel, Getränke und Tabakwaren 

€

€ 
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T1 | Aufwendungen privater Haushalte für Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren in Niedersachsen und Deutsch-   
       land 1998 bis 2013

Nahrungsmittel, Getränke        

 und Tabakwaren    265,66  273,38  288,39  315,71  262,03  272,31  289,82  300,00 

Nahrungsmittel

 und alkoholfreie Getränke  226,31  228,44  243,71  268,73  222,75  227,34  245,64  256,49 

   Nahrungsmittel  198,25  197,81  211,82  235,73  194,55  196,56  213,90  224,87 

   alkoholfreie Getränke         28,06  30,62  31,89  33,01  28,20  30,78  31,74  31,62 

Alkoholische Getränke, Tabakwaren         39,34  44,94  44,68  46,97  39,28  44,97  44,18  43,51 

je Haushalt und Monat in Euro
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€ 
€ 

€ 

€) 

€). 

316 €
je Haushalt 
und Monat

A1 | Struktur der Ausgaben privater Haushalte für Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren in Niedersachsen 2013*)

198 195 198 197 212 214
236 225

28 28 31 31
32 32

33
3223 25 25 27
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26
17 14 20 18

21 18
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A2 | Monatliche Ausgaben privater Haushalte für Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren in Niedersachsen und
Deutschland 1998 bis 2013
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316

473

436

363

183

288

447

393

319

164

A3 | Monatliche Ausgaben privater Haushalte für Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren in Niedersachsen 2008
und 2013 nach Haushaltsgröße

236 €
je Haushalt 
und Monat

A4 | Struktur der Ausgaben privater Haushalte für Nahrungsmittel in Niedersachsen 2013*)                                  
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Ergebnisse aus ausgewählten Warengruppen 

€) 
€) 

€) 
€) 

€ 
€. 

€) 

€ 
€ 

467

358

659

1 089

1 680

1 702

3 071

277 

422 

886 

1 205 

1 489 

1 679 

2 474 

A5 | Monatlicher Verbrauch ausgewählter Obstsorten durch private Haushalte in Niedersachsen 2003 und 2013
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T2 | Aufwendungen privater Haushalte für ausgewählte Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren je Haushalt und
       Monat in Niedersachsen 2013

Brot und Getreideerzeugnisse             41,61    x    

Gemüse, Kartoffeln                       31,50    x    

Fleisch und Fleischwaren                 50,41    x    

Zucker, Konfitüre, Schokolade u. Süßwaren  20,26    x    

Fisch, Fischwaren und Meeresfrüchte      8,91    x    

Alkoholfreie Getränke                    33,01    x    

Molkereiprodukte und Eier                40,22    x    

Speisefette und Speiseöle                6,43    1 747    

Obst                                     23,38    x    

Alkoholische Getränke - Liter -                    26,29    10,4    

Tabakwaren                               20,68    x    

 

in €in €
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€) €). 

€ 

€; 
€; 

€), 
€) 

€) 

2,23 €

2,74 €
3,04 €

4,07 €

2,15 €
2,63 €

2,83 €
3,13 €3,1 l

4,1 l

5,0 l

6,1 l

3,0 l

3,9 l

4,7 l
4,9 l

Deutschland 1998 bis 2013
A6 | Konsum von koffeinhaltigen Erfrischungsgetränken mit Kohlensäure je Haushalt und Monat in Niedersachsen und
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€ 
€) 

€ 

€. 

€ € 

Zusammenfassung 

13,98 €

17,09 €

14,99 €
16,07 €

5,3 %

6,3 %

5,2 % 5,1 %114 Stck. 114 Stck.

76 Stck.
68 Stck.

A7 | Entwicklung des Zigarettenkonsums je Haushalt und Monat in Niedersachsen 1998 bis 2013   1998 = 100 
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Dipl. Soz. Patrick Rothe

Statistische Geheimhaltung – Der Schutz vertraulicher Daten 
in der amtlichen Statistik
Teil 1: Rechtliche und methodische Grundlagen

Die Sicherstellung der Geheimhaltung von Einzelangaben 
über persönliche und sachliche Verhältnisse ist eine zen-
trale Aufgabe der Statistischen Ämter des Bundes und der 
Länder. Bisher wird hierzu bei der Tabellierung von Ergeb-
nissen eine sogenannte primäre und sekundäre Geheim-
haltung durch Zellsperrung vorgenommen. Seit einiger 
Zeit ist im Verbund der Statistischen Ämter des Bundes und 
der Länder der Einsatz sogenannter datenverändernder 
Geheimhaltungsverfahren anstelle der traditionellen Zell-
sperrung in der Diskussion. Diese Diskussion ist Anlass, die 
rechtlichen und methodischen Grundlagen, die verschie-
denen Geheimhaltungsverfahren und ihre Auswirkungen 
auf die Veröffentlichung von Ergebnissen vorzustellen.

In der Zeitschrift „Bayern in Zahlen“ des Landesamtes für 
Statistik Bayern ist hierzu ein zweiteiliger Artikel in den 
Ausgaben 5/2015 und 8/2015 erschienen. An dieser Stelle 
erfolgt ein Nachdruck des ersten Teils mit freundlicher Ge-
nehmigung des Landesamtes für Statistik Bayern.

Angesichts zahlreicher Enthüllungen über die missbräuch-
liche Datennutzung durch Geheimdienste, des Daten-
hungers millionenfach genutzter Webseiten und Internet-
dienste sowie des Zukunftstrends „Big Data“, ist der Schutz 
der Privatsphäre des Einzelnen wieder verstärkt in den Fokus 
der öffentlichen Diskussion gerückt. Die amtliche Statistik 
als einer der wichtigsten Datenproduzenten in Deutschland 
ist hiervon maßgeblich betroffen. Der vorliegende, zwei-
teilig konzipierte Beitrag trägt diesem Umstand Rechnung 
und setzt sich mit der Sicherstellung des Schutzes vertrau-
licher Daten innerhalb der amtlichen Statistik auseinander. 
Er bietet einen Überblick über die rechtlichen und metho-
dischen Grundlagen der Geheimhaltungspraxis in den Sta-
tistischen Ämtern. Neben den einschlägigen gesetzlichen 
Regelungen werden die Grundzüge der gebräuchlichsten 
Geheimhaltungsverfahren und deren Auswirkungen auf 
die Veröffentlichungen der amtlichen Statistik vorgestellt.

1. Warum statistische Geheimhaltung?

Eines der verfassungsgemäß garantierten Grundrechte al-
ler Bürger stellt das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung1) dar. Dieses wurde erstmalig im für die Belan-
ge des Datenschutzes wegweisenden Volkszählungsurteil 
des Bundesverfassungsgerichts von 1983 festgehalten und 
leitet sich aus Artikel 2 des Grundgesetzes ab. Die stati-
stische Geheimhaltungsp  icht setzt dieses – vergleichbar 
mit den Regelungen des Datenschutzgesetzes in ande-

ren gesellschaftlichen Bereichen – für die amtliche Stati-
stik um. So unterliegen die für statistische Zwecke erho-
benen Daten einer engen Zweckbindung, von der nur in 
gesetzlich geregelten Sonderfällen abgewichen werden 
darf. Abgesehen von diesen besonderen Ausnahmen gilt 
grundsätzlich § 16 Abs. 1 BStatG (Bundesstatistikgesetz), 
der besagt: „Einzelangaben über persönliche und sach-
liche Verhältnisse, die für eine Bundesstatistik gemacht 
werden, sind von den Amtsträgern und für den öffentli-
chen Dienst besonders Verp  ichteten, die mit der Durch-
führung von Bundesstatistiken betraut sind, geheim zu 
halten (…)“. Das bedeutet, dass die mit der Arbeit mit 
vertraulichen statistischen Daten betrauten Personen be-
sondere Sorgfalt beim Umgang mit diesen üben müssen. 
Ausgehend von den Veröffentlichungen der amtlichen Sta-
tistik darf es nicht möglich sein, konkrete Rückschlüsse 
auf einzelne Erhebungsp  ichtige zu ziehen, indem diesen 
durch Dritte zuvor unbekannte Informationen zugeordnet 
werden können. Dabei wird keine inhaltliche Unterschei-
dung zwischen sensiblen und nicht-sensiblen Merkmalen 
vorgenommen, d. h. alle Angaben werden als gleicherma-
ßen schutzbedürftig angesehen, unabhängig vom mög-
lichen Schaden, der einem Betroffenen durch Bekannt-
werden einer ihm zugehörigen Angabe entstehen könnte.2)

Zusätzlich zu den rechtlichen Regelungen und generellen 
ethischen Überlegungen zu Privatheit und Selbstbestim-
mung verfügt die amtliche Statistik auch unter rein ratio-
nalen Gesichtspunkten über ein starkes Eigeninteresse, die 
Angaben der einzelnen Befragten vor deren Offenlegung 
zu schützen, denn das Vertrauensverhältnis zwischen den 
Befragten und der amtlichen Statistik stellt eine unerläss-
liche Arbeitsgrundlage dar: Nur wenn die Erhebungsp  ich-
tigen mit Sicherheit davon ausgehen können, dass ihre An-
gaben vertraulich behandelt werden, ist im Gegenzug mit 
verlässlichen Antworten auf die gestellten Fragen – insbe-
sondere in Bezug auf subjektiv als sensibel empfundene 
Angaben, wie beispielsweise Informationen zu Einkom-
mens- und Vermögensverhältnissen oder zum Gesund-
heitszustand – zu rechnen. Im Fall von Erhebungen, bei 
denen eine Teilnahmep  icht besteht, wäre bei fehlendem 
Vertrauen ein höherer Anteil an falschen oder ungenauen 
Angaben bzw. gänzlich fehlenden Angaben (Item-Non-
response) zu erwarten. Bei freiwilligen Erhebungen würde 
sich dies hingegen negativ auf die generelle Teilnahmebe-
reitschaft auswirken, bei der von einem deutlichen Rück-
gang auszugehen wäre (Unit-Nonresponse). Infolgedessen 
entstünde zwangsläu  g ein deutlich höherer Aufwand,

2) Unter analytischen Gesichtspunkten kann es jedoch auch im Kontext der amt-
lichen Statistik in Deutschland sinnvoll sein, zwischen sensiblen Merkmalen als 
denjenigen Angaben, die das Ziel eines Enthüllungsversuchs darstellen könnten, 
und nicht-sensiblen, aber identi  zierenden Merkmalen, die die Identi  zierung 
eines Merkmalsträgers und somit den Rückschluss auf dessen sensible Angaben 
erlauben, zu unterscheiden. 

1) „Das Grundrecht gewährleistet (...) die Befugnis des Einzelnen, grundsätzlich 
selbst über die Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten zu bestim-
men. Einschränkungen dieses Rechts auf informationelle Selbstbestimmung sind 
nur im überwiegenden Allgemeininteresse zulässig.“ (Auszug aus dem „Volks-
zählungsurteil“ von 1983).
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um angestrebte Stichprobengrößen oder Quotenvorgaben 
zu erreichen und die Repräsentativität der Erhebungser-
gebnisse zu gewährleisten. In Zeiten tendenziell sinkender 
Teilnahmebereitschaft an freiwilligen Befragungen würde
dies eine deutliche Erschwernis für die erfolgreiche Gewin-
nung einer hochwertigen Datenbasis darstellen.

Ausnahmen, in denen von der Geheimhaltungsp  icht 
abgesehen werden kann

Von der allgemeingültigen P  icht zur Geheimhaltung darf 
daher nur abgewichen werden, wenn hierfür auf gesetz-
lichem Wege besondere Ausnahmen de  niert wurden: Sol-
che Ausnahmen existieren unter anderem für die Übermitt-
lung nicht-anonymisierter Einzeldaten an das Statistische 
Bundesamt oder andere Statistische Landesämter zur Pro-
duktion von Statistiken und deren Vorbereitung (§ 16 Abs. 
2 BStatG) oder aber zur methodischen Weiterentwicklung 
(§  3 Abs.  2 BStatG). Zudem dürfen Tabellen, die auch Ein-
sen beinhalten können, ausschließlich für Planungszwecke 
an oberste Bundes- und Landesbehörden weitergegeben
werden (§ 16 Abs. 4 BStatG). Die verwaltungstechnische 
Regelung von Einzelfällen ist den Datenempfängern hinge-
gen untersagt. Ebenfalls sind Gemeinden dazu berechtigt, 
sofern sie über eine kommunale Statistikstelle verfügen, in 
rechtlich geregelten Fällen die sie betreffenden Einzelda-
ten zu erhalten und eigene statistische Auswertungen mit 
diesen durchzuführen (§ 16 Abs. 5 BStatG). Von diesem 
Recht wurde beispielsweise im Rahmen des Zensus 2011 
Gebrauch gemacht. Ein besonderes Datenzugangsrecht 
genießt die unabhängige empirische Forschung in Form 
des sogenannten „Wissenschaftsprivilegs“ (§ 16 Abs. 6 
BStatG). Dieses ermöglicht Angehörigen von Hochschulen 
und anderen vergleichbaren Forschungseinrichtungen die 
Arbeit mit faktisch anonymen Datenbeständen zur pro-
jektbezogenen Durchführung wissenschaftlicher Vorha-
ben.  

Darüber hinaus entfällt die P  icht zur Geheimhaltung, 
wenn es sich bei den betreffenden Informationen um An-
gaben über öffentliche Einrichtungen handelt, die bereits 
auf anderem Wege allgemein zugänglich gemacht wurden 
(§  16 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BStatG). Dies gilt jedoch nicht für 
Angaben über private Merkmalsträger. Mit ausdrücklicher 
schriftlicher Einwilligung des Auskunftsp  ichtigen darf zu-
dem gänzlich auf die Geheimhaltung verzichtet werden 
(§ 16 Abs. 1 S. 2 Nr. 1). Voraussetzung hierfür ist, dass 
der Auskunftsp  ichtige zuvor ausreichend über die Aus-
wirkungen dieses Vorgehens informiert wurde. Auch In-
formationen, die bereits zu statistischen Ergebnissen agg-
regiert wurden (§ 16 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 BStatG) – was den 
Regelfall in den Veröffentlichungen der amtlichen Statistik 
darstellt – und bei denen daher kein Rückschluss mehr auf 
die dahinter stehenden statistischen Einheiten möglich ist 
(§ 16 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 BStatG), unterliegen grundsätzlich 
nicht der Geheimhaltungsp  icht. 

Bei der Verp  ichtung zur statistischen Geheimhaltung 
handelt es sich übrigens um keine nationale Besonderheit, 
sondern diese stellt auch international ein grundlegendes  

Prinzip der amtlichen Statistik dar und wird entsprechend 
unter anderem im Rahmen des Verhaltenskodex des Eu-
ropäischen Statistischen Systems der der „Fundamental 
Principles of Of  cial Statistics“ der Vereinten Nationen 
(United Nations Economic and Social Council 2014) the-
matisiert. Dabei wird ausdrücklich betont, dass es sich bei 
der Wahrung der statistischen Geheimhaltung – nicht zu 
Unrecht auch als „Statistikgeheimnis“3) bezeichnet – um 
den Schutz eines grundlegenden Bürgerrechts handelt, 
welches auch angesichts des weit verbreiteten sorglosen 
Umgangs mit persönlichen Daten, beispielsweise im Inter-
net in sozialen Netzwerken, nicht eingeschränkt werden 
darf – auch wenn diese Auffassung in der aktuellen Dis-
kussion von verschiedener Seite wiederholt geäußert wur-
de (u. a. Krämer 2014, Rendtel 2014). Gerade angesichts 
der Auswirkungen der  NSA-Affäre ist es umso mehr von 
Bedeutung für die Statistischen Ämter, sich von geheim-
dienstlichen Tätigkeiten abzugrenzen und den Schutz ver-
traulicher Angaben zu gewährleisten (Sarreither 2015). 

2. Herausforderungen der statistischen Geheimhal-
     tung in der Praxis

Das Ziel aller Maßnahmen zur statistischen Geheimhal-
tung ist es, zu verhindern, dass ein Außenstehender (auch 
etwas drastisch „Datenangreifer“ genannt) durch Veröf-
fentlichungen der amtlichen Statistik Informationen über 
einzelne, konkret identi  zierbare statistische Einheiten – 
Personen, Unternehmen, Betriebe oder sonstige von den 
Statistischen Ämtern erfasste Merkmalsträger – gewinnen 
kann. 

Ein besonderes Augenmerk sollte vor diesem Hintergrund 
darauf gerichtet werden, dass die amtliche Statistik in 
Deutschland ihre Daten heutzutage über verschiedenste 
Wege zugänglich macht (Leitner 2013): Neben der tradi-
tionellen Veröffentlichung von Tabellen in gedruckter oder 
digitaler Form sind Daten ebenfalls über statische oder  e-
xible Datenbankanwendungen – beispielsweise GENE-
SIS-Online (Carle 2005) oder die Zensusdatenbank (Toma-
nn/Nickl 2013) –, in Form interaktiver Kartendarstellungen 
wie dem Statistikatlas (Kobl 2014) oder aber über die For-
schungsdatenzentren (Rothe 2012) auch als faktisch an-
onymisierte Einzeldaten für wissenschaftliche Auswer-
tungen beziehbar. Hinzu kommen Sonderauswertungen 
und Auftragsarbeiten, die auf kundenspezi  schen Auftrag 
hin von den Statistischen Ämtern übernommen werden 
und von den regulären Standardveröffentlichungen abwei-
chen. Darüber hinaus werden deutsche Mikrodaten auch 
an Eurostat übermittelt und dort unter anderem interna-
tional zur Nutzung für Forschungszwecke zur Verfügung 
gestellt (Bujnowska 2013). Aus diesen modernen Infor-
mationsangeboten resultiert für die Nutzer der Daten der 
amtlichen Statistik eine Vielzahl neuer Anwendungsmög-
lichkeiten, zugleich bringen sie aber auch neue Herausfor-
derungen für die Sicherstellung der statistischen Geheim-
haltung mit sich.    

3)  Vergleichbar mit der Verletzung der ärztlichen oder anwaltlichen Schweigep  icht 
wird auch ein Bruch des Statistikgeheimnisses mit entsprechenden strafrechtli-
chen Sanktionen in Form von Geld- oder Freiheitsstrafen geahndet (§ 203 StGB).
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3. Wann sind Daten wirklich anonym?

Oftmals wird, wenn es um den Schutz persönlicher Da-
ten geht, auf die Anonymität der Datenverarbeitung ver-
wiesen, die schon allein dadurch gewährleistet sei, dass 
keine identi  zierenden Merkmale wie Name oder Adres-
se mehr in den Daten vorhanden wären. Es konnte jedoch 
wiederholt nachgewiesen werden, dass auch ohne das Vor-
handensein solcher direkter Identi  katoren mit geringem 
Aufwand und anhand von nur wenigen vorliegenden An-
gaben Personen in Datenbeständen zweifelsfrei zu identi-
 zieren sind und diesen die korrekten Daten zugeordnet 
werden können. So konnte beispielsweise Sweeney (2000) 
zeigen, dass es anhand einer Veröffentlichung vermeint-
lich anonymer Patientendaten von Krankenhäusern eines 
US-Bundesstaats – es handelte sich lediglich um die Merk-
male Postcode, Geschlecht und Geburtsdatum – möglich 
war, rund drei Viertel der betroffenen Personen als einzigar-
tige Kombination dieser drei Merkmale darzustellen. Erfor-
derlich hierfür war lediglich ein Abgleich mit anderen von 
öffentlichen Stellen verbreiteten Daten, in diesem Fall des 
von jedem erwerbbaren Wählerverzeichnisses. Ähnliches 
konnte jüngst für angeblich anonyme Daten, die bei der 
Benutzung von Kreditkarten erhoben werden, nachgewie-
sen werden, wobei in vielen Fällen bereits das bloße Vorlie-
gen der Transaktionsdaten zu lediglich vier Einkäufen aus-
reichte, um anhand des hieraus resultierenden Pro  ls valide 
Rückschlüsse auf 90 % der tatsächlich dahinterstehenden 
Personen zu ziehen (Montjoye et al. 2015). Vergleichbares 
gelang zuvor bereits anhand von durch Metadaten abbild-
baren Mobilitätsmustern, wie sie bei der Nutzung von Mo-
biltelefonen anfallen (Montjoye et al. 2013). 

Aber warum ist es überhaupt möglich, dass es mit so weni-
gen Daten gelingt, ohne Vorliegen direkter Identi  katoren 
eindeutige Zuordnungen der Daten zu den betreffenden 
Personen vorzunehmen? Die Erklärung verbirgt sich in den 
individuellen Ausprägungen von Merkmalskombinationen, 
die schon bei nur wenigen vorliegenden Merkmalen und 
Ausprägungen, eine Vielzahl unterschiedlichster Kombina-
tionen ergeben können. So ergeben sich beispielsweise bei 
zehn Merkmalen, die lediglich zwei unterschiedliche Aus-
prägungen – im Falle des Geschlechts beispielsweise „weib-
lich“ und „männlich“ – annehmen können, 1 024 (210) un-
terschiedliche Merkmalskombinationen, denen die einzel-
nen Merkmalsträger zugeordnet werden können. Geht 
man nun davon aus, dass es sich bei der Vielzahl der er-
fassten Merkmale nicht um binäre Variablen handelt, son-
dern dass jedes Merkmal unter Umständen dutzende oder 
sogar hunderte verschiedener Ausprägungen annehmen 
kann, so vervielfacht sich die Zahl der möglichen individu-
ellen Merkmalskombinationen. Verfügt jedes Merkmal bei-
spielsweise über zehn unterschiedliche Ausprägungen, so 
reichen bereits drei Merkmale aus, um auf annähernd die-
selbe Zahl an Merkmalskombinationen (103  =  1 000) wie im 
ersten Beispiel zu gelangen. Mit jedem hinzugenommenen 
Merkmal steigt die Wahrscheinlichkeit, dass ein einzelner 
Merkmalsträger eine individuelle, nur einmal vorkommen-
de Merkmalskombination (auch als Uniqueness bezeichnet) 
aus für sich genommen unverdächtig erscheinenden An-
gaben aufweist, sprunghaft an. Die Individualität der ein-

zelnen Merkmalsträger lässt diese aus der Masse hervor-
stechen. Dies wird auch von dem Umstand, dass viele der 
theoretisch möglichen Kombinationen empirisch nicht in Er-
scheinung treten, zumeist nur wenig abgemildert. Mit ein 
wenig entsprechendem Vorwissen – beispielsweise wenn 
es sich um Nachbarn, Bekannte, Kollegen oder aber auch 
um Prominente handelt4) – ist es somit möglich, diese in-
dividuellen Einzelfälle zu identi  zieren, sofern keine wei-
tergehende Bearbeitung der Daten zu deren Schutz er-
folgt. Hierdurch wird es einem Datenangreifer ermöglicht, 
sein Vorwissen, das er zur Identi  zierung eingesetzt hat, um 
weitere, ihm zuvor unbekannte Informationen zu erweitern.

Aus diesem Grund ist das Löschen der direkten Identi  ka-
toren aus dem vorliegenden Datenmaterial zwar eine zwin-
gend notwendige, aber keineswegs hinreichende Voraus-
setzung für eine wirksame Anonymisierung statistischer 
Daten. Anonymität ist dementsprechend erst dann gege-
ben, wenn in den betreffenden Daten entweder keine ein-
zigartigen, individuellen Kombinationen von Merkmalsaus-
prägungen mehr vorliegen, beziehungsweise dann, wenn 
es unmöglich ist, korrekte Rückschlüsse auf die sich dahin-
ter verbergenden, tatsächlichen statistischen Einheiten zu 
ziehen.

Unterschiedliche Formen der Anonymität

Das Ziel jeder Geheimhaltungsmaßnahme ist folglich die 
Herstellung von Anonymität. Hierbei wird zwischen ver-
schiedenen Abstufungen unterschieden (vgl. Übersicht): 
So bezeichnet absolute Anonymität die Tatsache, dass 
es unter keinen Umständen möglich ist, anhand vorlie-
gender Daten auf den dahinter stehenden individuellen 
Merkmalsträger zu schließen. Daten, die dieses Kriteri-
um erfüllen, können ohne Einschränkung veröffentlicht 
und an Dritte weitergegeben werden. Dies gilt sowohl für 
die Veröffentlichung statistischer Ergebnisse als auch für 
entsprechend bearbeitete Mikrodaten (Public-Use-Files). 

Weniger streng gefasst wird diese Anforderung bei der fak-
tischen Anonymität, wie sie die Zielvorgabe für Daten dar-
stellt, die der wissenschaftlichen Forschung bereitgestellt 
werden dürfen. Diese basiert nicht auf der Anforderung, 
eine mögliche Enthüllung unter allen nur denkbaren Um-
ständen zu verhindern, sondern auf einer Risikoabschät-
zung anhand eines Kosten-Nutzen-Modells. Davon aus-
gehend werden Daten so bearbeitet, dass diese nur noch 
mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand an Zeit und 
Arbeitskraft einem konkreten Merkmalsträger zugeord-
net werden können, sodass sich aus der Sicht eines rati-
onal agierenden Datenangreifers ein Enthüllungsversuch 
als nicht lohnenswert erweist. Durch dieses Vorgehen wird 
der notwendige Eingriff in die Daten vergleichsweise ge-
ring gehalten, ohne dass hierdurch unkalkulierbare Risiken 
hinsichtlich des Schutzes der Daten in Kauf genommen 

4)  Dies gilt analog für Betriebe und Unternehmen, die anhand von brancheninter-
nem Wissen oder auf anderen Wegen veröffentlichten Angaben identi  zierbar 
sein können. Auch Verzeichnisse und Datenbanken aller Art können, sofern sie 
Angaben zu einzelnen Merkmalsträgern enthalten, als potentielles Angriffswis-
sen dienen.
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werden müssten. Mit berücksichtigt werden bei dieser Ab-
wägung darüber hinaus nicht nur die Eigenschaften der 
Daten, sondern auch rechtliche, technische und organisa-
torische Regelungen, die dazu dienen können, eine miss-
bräuchliche Verwendung der Daten zu verhindern. Dabei
kann es sich um Maßnahmen wie das Schließen eines Nut-
zungsvertrags, die Verp  ichtung der Datenempfänger zur 
statistischen Geheimhaltung nach § 16 Abs. 7 BStatG, die 
Ahndung von Zuwiderhandlungen mit Geld- und Freiheits-
strafen nach § 203 StGB, die technische Abschottung von 
Arbeitsplätzen und Ähnliches handeln. Im Gegenzug ist es 
dafür möglich, die notwendigen Eingriffe in die Daten zu 
reduzieren und den Datennutzern hierdurch ein Mehr an 
Analysepotential zur Verfügung stellen zu können. Die An-
wendung dieses Konzepts bezieht sich jedoch ausschließ-
lich auf Mikrodaten, nicht aber auf Auswertungstabellen.5) 

Für die Arbeit der Forschungsdatenzentren der Statis-
tischen Ämter des Bundes und der Länder stellt die fak-
tische Anonymität daher eine zentrale Grundlage dar, die 
es erlaubt, empirisch Forschenden eine Vielzahl statis-
tischer Einzeldaten zu Analysezwecken bereitzustellen.6) 

Die formale Anonymisierung schließlich bezeichnet den ge-
ringsten Grad der Geheimhaltung; hierbei werden lediglich 
die direkten Identi  katoren wie Name, Adresse, Matrikel-
nummer oder Ähnliches aus dem Datenmaterial entfernt; 
weitergehende Geheimhaltungsmaßnahmen kommen da-
bei nicht zum Einsatz. Aus diesem Grund ist diese Form der 
Anonymisierung nicht ausreichend, wenn Daten an Exter-
ne weitergegeben werden sollen.

4. Geheimhaltungsverfahren

Um die statistische Geheimhaltung zu gewährleisten, 
steht den amtlichen Statistikern eine Reihe unterschied-
licher Verfahren zur Verfügung. Anhand des Zeitpunkts 
der Anwendung – vor oder nach Erstellung der Auswer-

5) Das Konzept faktisch anonymer Tabellen wurde in der Vergangenheit zwar ver-
einzelt auf dessen Umsetzbarkeit in der Praxis hin untersucht (Hochgürtel/Weiss 
2011; Hochgürtel 2013), wurde aber letztlich nicht weiterverfolgt.

6) Als Basis diente hierfür insbesondere ein gemeinsam von Wissenschaft und amt-
licher Statistik durchgeführtes Forschungsprojekt, bei dem die Realisierbarkeit 
einer rechtskonformen faktischen Anonymisierung anhand der Einzeldaten des 
Mikrozensus in der Praxis erprobt wurde (Müller et al. 1991).

tungstabellen (pre-tabular oder post-tabular) – und der Art 
des Eingriffs (informationsreduzierend oder datenverän-
dernd) – lassen sich hierbei die unterschiedlichen Metho-
den klassi  zieren: 

Pre-tabulare Verfahren setzen dabei bereits auf Ebene 
der Original-Einzeldaten einer Statistik an, wohingegen 
post-tabulare Verfahren erst nach Erstellung der Auswer-
tungsergebnisse auf die fertigen Tabellen angewandt wer-
den. Pre-tabulare Geheimhaltung wird auch als Anonymi-
sierung bezeichnet. 

Die zweite Unterscheidung bezieht sich auf die Art und 
Weise, auf die die statistische Geheimhaltung sicherge-
stellt wird: Informationsreduzierende Verfahren stellen da-
bei den meistgenutzten Ansatz dar. Mittels Löschung von 
Merkmalen oder auch ganzer Merkmalsträger, der Zusam-
menfassung von Kategorien oder der Unterdrückung von 
Angaben wird das Auftreten kritischer Fälle reduziert bezie-
hungsweise gänzlich verhindert. Auch die Zensierung von 
Werten, die einen bestimmten Schwellenwert übersteigen 
(Top-Coding) oder unterschreiten (Bottom-Coding), fällt 
in diese Verfahrensgruppe. Ebenfalls informationsreduzie-
rend wirkt sich die Durchführung einer Stichprobenziehung 
aus. Hieraus resultiert, dass alle Erhebungen, bei denen es 
sich ursprünglich um Stichprobenerhebungen handelt – 
beispielsweise beim Mikrozensus oder der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe –, sich unter Geheimhaltungs-
gesichtspunkten deutlich unkritischer darstellen als dies 
bei Vollerhebungen der Fall ist, da das Auftreten einer ein-
zigartigen Merkmalskombination in einer Stichprobe nicht 
zwingend bedeutet, dass es sich auch in der Gesamtpopu-
lation um eine solche handelt. Das Auf  nden eines Merk-
malsträgers mit einer bestimmten Merkmalskombination 
reicht aus Sicht eines Datenangreifers in diesem Fall also 
nicht aus; er benötigt darüber hinausgehend weitere Infor-
mationen, um sich sicher sein zu können, dass es sich wirk-
lich um den gesuchten Merkmalsträger handelt und nicht 
um einen statistischen Doppelgänger.

Eine grundlegend andere Herangehensweise verfolgen 
die datenverändernden Geheimhaltungsverfahren: Mittels 
möglichst geringer Eingriffe in die Daten – entweder auf 

Übersicht: Die unterschiedlichen Stufen der Anonymität und deren Zielgruppen

Grad der Anonymität Zielgruppe Mögliche Produktform, z. B. Informationsgehalt

absolut breite Öffentlichkeit Statistisches Jahrbuch

Statistische Berichte

GENESIS Online

Statistikatlas

Public-Use-Files

niedrig bis mittel

faktisch unabhängige wissenschaftliche 
Forschung

Forschungsdatenzentren-
Gastwissenschaftlerarbeitsplatz

Scienti  c-Use-Files

mittel bis hoch

formal Angehörige der Statistischen Ämter

Empfangsberechtigte nach Ausnah-
meregelungen des BStatG

nur zur Verarbeitung innerhalb der 
Statistischen Ämter

maximal
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Basis der ursprünglichen Mikrodaten oder der bereits fer-
tiggestellten Auswertungstabellen – werden diese so ver-
ändert, dass möglichst keine geheimhaltungsrelevanten 
Problemfälle mehr im Datenmaterial beziehungsweise in 
den daraus erzeugten Ergebnistabellen auftauchen. Pre-ta-
bular kommen hierfür beispielsweise die Vertauschung von 
Merkmalsausprägungen zwischen ähnlichen Merkmalsträ-
gern (Swapping) oder Mikroaggregation zum Einsatz. Ein 
Beispiel für die letztgenannte Verfahrensgruppe stellt das 
SAFE-Verfahren (Höhne 2003) dar, das unter anderem im 
Rahmen der Veröffentlichung der Ergebnisse des Zensus 
2011 zum Einsatz kam (Giessing et al. 2014). Post-tabular 
können hingegen beispielsweise Rundungs- oder Zufalls-
überlagerungsverfahren eingesetzt werden, um Tabellen, 
die Aufdeckungsrisiken enthalten, nachträglich geheim-
haltungskonform zu machen. Die Löschung von Informa-
tionen ist hierbei nicht notwendig; stattdessen wird durch 
die Veränderung gegenüber den Echtwerten das potenti-
ell vorhandene Angriffswissen eines Dritten, das zur Identi-
 kation einzelner statistischer Einheiten eingesetzt werden 

könnte, entwertet. Selbst im Falle einer geglückten Iden-
ti  kation würde auf Seiten des Datenangreifers Unsicher-
heit darüber bestehen, ob es sich bei der zugeordneten In-
formation tatsächlich um den echten Wert handelt – und 
wenn nicht, wie stark er von diesem abweicht. 

5. Prototypischer Ablauf einer Geheimhaltungsprü-
     fung am Beispiel einer Häu  gkeitstabelle

Bei der Durchführung der statistischen Geheimhaltung, 
wie sie in der amtlichen Statistik im Regelfall ausge-
hend von einer erstellten Auswertungstabelle erfolgt, 
handelt es sich um einen zweistu  gen Prozess, in des-
sen Verlauf zuerst die in der betreffenden Tabelle mögli-
cherweise enthaltenen kritischen Felder identi  ziert und 
in einem Folgeschritt geheim gehalten werden. Im Bei-
spiel wird von der Anwendung eines post-tabularen, infor-
mationsreduzierenden Geheimhaltungsverfahrens ausge-
gangen, wie es heute den Regelfall in den meisten Statis-
tikbereichen darstellen dürfte.

Schritt 1: Die Identi  kation potentieller Risiken

Als Beispiel hierfür dient im Folgenden eine  ktive, aus 
Gründen der besseren Verständlichkeit möglichst einfach 
gehaltene Tabelle, die die Merkmalsträger – beispielsweise 
die Einwohner einer Gemeinde – nach Altersgruppen und 
Geschlecht ausweist (vgl. Tabelle 1). Die entsprechenden 
Arbeitsschritte lassen sich jedoch selbstverständlich analog 
auf komplexere Tabellen übertragen. 

In einem ersten Schritt wird anhand statistikspezi  scher 
Regeln festgestellt, ob ein Aufdeckungsrisiko in der zu ver-
öffentlichten Tabelle gegeben ist und welche konkreten 
Tabellenfelder hiervon betroffen sind. Die innerhalb der 
amtlichen Statistik verbreitetste Regel zur Identi  zierung 
solcher kritischer Fälle stellt die Mindestfallzahlregel dar. 
Diese legt fest, dass innerhalb einer Fallzahltabelle die in 
einem Tabellenfeld ausgewiesene Häu  gkeit nicht gerin-
gerals ein festgelegter Wert n sein darf. Für gewöhnlich wird 

T1 | Beispiel für eine  ktive Häu  gkeitstabelle 
       Bevölkerung nach Alter und Geschlecht

Alter Weiblich Männlich Insgesamt

0 bis 14 3 3 6

14 bis 49 8 9 17

50 bis 75 12 9 21

75 oder älter 4 1 5

Insgesamt 27 22 49

in der amtlichen Statistik von n = 3 ausgegangen, d. h. 
dass alle ausgewiesenen Fallzahlen mindestens dem Wert 
3 entsprechen müssen, um in einer Veröffentlichung als 
unkritisch zu gelten.7) Alle Angaben, die die festgesetzte 
Mindestfallzahl unterschreiten, müssen hingegen geheim 
gehalten werden. 

Schritt 2: Anwendung eines Geheimhaltungsverfahrens

Hat man nun mögliche Aufdeckungsrisiken identi  ziert, so 
wird in einem zweiten Schritt ein auf die jeweilige Fach-
statistik, die Art der Daten und der Veröffentlichung so-
wie die Nutzergruppe abgestimmtes Geheimhaltungsver-
fahren auf die betreffenden Daten angewendet. Bei der 
grundsätzlichen Entscheidung für oder gegen ein be-
stimmtes Verfahren müssen dabei im Vorfeld verschiedene 
Aspekte gegeneinander abgewogen werden: So muss ein 
Geheimhaltungsverfahren in allererster Linie Einzelanga-
ben zuverlässig vor einer potentiellen Aufdeckung schüt-
zen, soll aber zugleich nur so wenig wie möglich in den in-
formativen Gehalt der Daten eingreifen, um deren Qualität 
möglichst wenig zu beeinträchtigen – zwangsläu  g ergibt 
sich hieraus ein Kon  ikt zwischen den zwei sich widerspre-
chenden Zielen des Schutzes der Daten auf der einen und 
des Erhalts der Datenqualität auf der anderen Seite. Hinzu 
kommen Aspekte wie die möglichst einfache praktische In-
tegration der Verfahren in die Abläufe innerhalb der Statis-

T2 | Beispiel für die Primärsperrung
       Bevölkerung nach Alter und Geschlecht

Alter Weiblich Männlich Insgesamt

0 bis 14 3 3 6

14 bis 49 8 9 17

50 bis 75 12 9 21

75 oder älter 4 1 5

Insgesamt 27 22 49

7) Die Mindestfallzahl von n = 3 ergibt sich dabei folgendermaßen: Wird in einem 
Innenfeld einer Tabelle die Häu  gkeit n = 1 ausgewiesen, so ist offensichtlich, dass 
es sich hierbei um einen Einzelfall handelt. Beträgt die ausgewiesene Anzahl hin-
gegen n = 2, so bedeutet dies, da jeder Merkmalsträger seine eigene Ausprägung 
kennt, dass jeder der beiden mit diesem Vorwissen Rückschlüsse auf den jeweils 
anderen ziehen kann. Erst ab einer Häu  gkeit von drei Merkmalsträgern ist dies 
nicht mehr möglich, sofern davon ausgegangen wird, dass nicht n - 1 Merkmals-
träger ihr Vorwissen teilen und so gemeinsam Rückschlüsse auf den verbleibenden 
Merkmalsträger ziehen können.    
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tischen Ämter und die Verständlichkeit des Verfahrens und 
seiner Auswirkungen für die Nutzer der Daten. 

Im nachfolgenden Beispiel wird anhand der  ktiven Ergeb-
nistabelle aus dem vorigen Abschnitt die Anwendung des 
Zellsperrverfahrens, bei dem es sich um das meistverwen-
dete Geheimhaltungsverfahrens innerhalb der amtlichen 
Statistik handelt, auf Basis der Mindestfallzahlregel (mit 
n = 3) demonstriert (vgl. Tabelle 2). Zu sperrende Werte 
sind rot markiert; Sperrungen werden durch einen eben-
falls roten Punkt dargestellt.

In der Beispieltabelle  ndet sich nur ein Tabellenfeld, das 
eine Häu  gkeit ausweist, die den Wert 3 unterschreitet, 
und aus diesem Grund primär gesperrt werden muss. 

Ziel ist neben der Sperrung des eigentlichen kritischen Ta-
bellenfelds (Primärsperrung) die Verhinderung der Rückre-
chenbarkeit der vorgenommenen Löschung durch die Vor-
nahme weiterer Sperrungen (Sekundärsperrungen). Dies 
ist notwendig, da Tabellen mit Randsummen zwangsläu-
 g ein lineares Gleichungssystem darstellen, bei dem sich 

die Innenfelder zu Zeilen- und Spaltensummen aufaddie-
ren. Wird nun lediglich ein einzelnes Tabellenfeld gesperrt, 
so wäre es ohne weiteres möglich, durch Subtraktion der 
Werte in den verbliebenen Tabellenfeldern derselben Zeile 
oder Spalte von der jeweiligen Randsumme, den gesperrten 
Wert rückzurechnen. Um dies zu verhindern, müssen da-
her mindestens ein Tabellenfeld in derselben Zeile, ein wei-
teres in derselben Spalte sowie dasjenige Tabellenfeld, in 
dem die Zeile und die Spalte der beiden zuvor genannten 
Felder aufeinander treffen, ebenfalls gesperrt werden. Die 
Anordnung der Sperrpartner bildet dabei ein Viereck (vgl. 
Tabellen 3 und 4). Grundsätzlich sollten aufgrund des da-
raus resultierenden hohen Informationsverlusts nach Mög-

T3 | Beispiel für die Sekundärsperrung
       Bevölkerung nach Alter und Geschlecht

Alter Weiblich Männlich Insgesamt

0 bis 14 3 3 6

14 bis 49 8 9 17

50 bis 75 12 9 21

75 oder älter 4 • 5

Insgesamt 27 22 49

T4 | Beispiel für die geheimgehaltene Tabelle mit Primär- 
       und Sekundärsperrung
Bevölkerung nach Alter und Geschlecht

Alter Weiblich Männlich Insgesamt

0 bis 14 • • 6

14 bis 49 8 9 17

50 bis 75 12 9 21

75 oder älter • • 5

Insgesamt 27 22 49

lichkeit keine Zellen, die Randsummen beinhalten, sondern 
ausschließlich Innenfelder einer Tabelle gesperrt werden.

Die Vornahme der Sekundärsperrung erweist sich dabei 
oftmals als deutlich anspruchsvoller als die Umsetzung der 
primären Geheimhaltung, da aus Gründen der Datenquali-
tät eine sorgfältige Auswahl der jeweiligen Sperrpartner 
von nöten ist. Auch entsteht durch die Sekundärsperrung 
zumeist eine deutlich stärkere Beeinträchtigung des infor-
mativen Gehalts einer Tabelle als dies durch die vorgenom-
mene Primärsperrung der Fall ist. Erschwerend kommt hin-
zu, dass die Realisierung der Zellsperrung in den meisten 
Fällen weitgehend manuell durchgeführt wird und bislang 
nur in bestimmten Fällen automatisiert werden kann. Für 
die computergestützte Durchführung von primärer und se-
kundärer Zellsperrung einsetzbare Programme wie Tau-Ar-
gus (De Wolf 2013; Hundepool et al. 2010: 131ff.) oder 
sdcTables (Templ 2008) kommen innerhalb der amtlichen 
Statistik in Deutschland bislang nur selten zum Einsatz. Da-
mit einher geht ein insbesondere in umfangreichen und 
komplexen Tabellen prinzipbedingtes Fehlerrisiko, dem 
durch die Anwendung des Vier-Augen-Prinzips, d. h. der 
Prüfung durch mindestens zwei unterschiedliche Bearbei-
ter, versucht wird entgegenzuwirken. 

Darüber hinaus müssen im Rahmen einer tabellenübergrei-
fenden Geheimhaltung Sperrungen über das gesamte Ta-
bellenprogramm einer Statistik konsistent vorgenommen 
werden. Es ist folglich notwendig, identische Tabellenfelder, 
die in einer Tabelle gesperrt wurden, auch in allen anderen 
Tabellen, zu unterdrücken – unabhängig davon, ob es sich 
dabei um ein primär oder sekundär geheim gehaltenes Ta-
bellenfeld handelt. Unterbleibt dies, so ist es gegebenen-
falls möglich, einer Tabelle Angaben zu entnehmen, diese 
in eine geheim gehaltene Tabelle zu übertragen und an-
hand der Additivität von Tabellen die gesperrten Felder 
wiederherzustellen. Gerade bei umfangreichen Veröffent-
lichungen und besonders auch im Fall von individuellen 
Sonderauswertungen kann es für die Verantwortlichen ei-
ne große Herausforderung und einen hohen Arbeitsauf-
wand darstellen, dies zu verhindern. Auch durch die un-
abgestimmte Veröffentlichung von Tabellen zu denselben 
Merkmalen durch unterschiedliche Stellen kann es zum 
Auftreten von Enthüllungsrisiken kommen, wenn die Sper-
rungen unterschiedlich umgesetzt werden. Ein möglicher 
Ausweg hierzu wird in einer verbesserten Abstimmung un-
ter den Akteuren innerhalb des Statistischen Verbundes 
sowie in der Anwendung datenverändernder Geheimhal-
tungsverfahren gesehen.

Exkurs: Das Randsummenkriterium

Eine weitere Regel, die jedoch nur vergleichsweise selten 
Anwendung  ndet, stellt das sogenannte Randsummen-
kriterium – auch als Randwertregel bezeichnet – dar. Durch 
dieses wird dem Umstand Rechnung getragen, dass auch 
wenn ein Tabellenfeld keine Anzahl kleiner n aufweist, bei 
bestimmten Tabellenkonstellationen dennoch ein Aufde-
ckungsrisiko gegeben sein kann. Ein solches liegt dann vor, 
wenn innerhalb einer Tabellenzeile oder -spalte alle Merk-
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T5 | Beispiel für die Berücksichtigung des Randwertkriteriums
       Prüfungserfolg nach Geschlecht

Merkmal Weiblich Männlich Insgesamt

Bestanden 3 0 3

Nicht bestanden 7 10 17

Insgesamt 10 10 20

T6 | Beispiel für Sperrungen bei Berücksichtigung des Rand-
       wertkriteriums
       Prüfungserfolg nach Geschlecht

Merkmal Weiblich Männlich Insgesamt

Bestanden • • 3

Nicht bestanden • • 17

Insgesamt 10 10 20

malsträger in dieselbe Kategorie fallen. Somit ist es mög-
lich, ohne genauere Kenntnis des individuellen Merkmal-
strägers ein Zusatzwissen über diesen zu erhalten, wofür 
man lediglich über die Kenntnis verfügen muss, dass die-
ser einer bestimmten Gruppe von Merkmalsträgern ange-
hört. Man spricht in diesem Fall vom Vorliegen eines Rand-
wertproblems.

Im dargestellten Beispiel (vgl. Tabelle 5) wird das ge-
schlechtsspezi  sche Prüfungsergebnis innerhalb eines  k-
tiven Studiengangs dargestellt. Das Enthüllungsrisiko im 
vorliegenden Fall liegt darin, dass alle männlichen Studie-
renden des Faches die abgelegte Prüfung nicht bestanden 
haben, wohingegen die weiblichen Studierenden sich auf 
beide mögliche Prüfungsresultate verteilen. Hieraus folgt, 
dass allein anhand der Kenntnis des Geschlechts über je-
den männlichen Studierenden mit Sicherheit die Aussa-
ge gemacht werden kann, dass dieser die Prüfung nicht 
bestanden hat, ohne sonstige individuelle Informationen 
über diesen zu benötigen. Darüber hinaus ist bereits an 
der Information „Prüfung bestanden“ im Gegenzug er-
sichtlich, dass die Prüfung von einer Frau abgelegt wor-
den sein muss. In diesem Fall würde die Durchführung der 
Geheimhaltung zu den im Folgenden dargestellten Sper-
rungen führen (vgl. Tabelle 6):

Im Vergleich zur Mindestfallzahlregel wird die Randwert-
regel nur selten angewandt, obwohl sie als Alternative zur 
Mindestfallzahlregel einen wichtigen Beitrag zur Sicher-
stellung der statistischen Geheimhaltung leisten kann, in-
dem sie kritische Fälle, die durch Anwendung der Mindest-
fallzahlregel nicht erkannt werden würden, identi  zierbar 
macht und im Gegenzug unnötige Sperrungen verhindern 
kann. Wichtig ist dabei zu beachten, dass Randwertpro-
bleme immer unter inhaltlichen Gesichtspunkten betrach-
tet werden müssen: So gibt es zahlreiche Konstellationen, 
unter denen aus logischen Gründen nur bestimmte Rand-
werte überhaupt möglich sind. Eine Sperrung ist in diesen 
Fällen daher weder notwendig noch zielführend.

6. Zusammenfassung und Ausblick

Im Rahmen des vorliegenden ersten Teils des Beitrags wur-
den die rechtlichen Grundlagen und Rahmenbedingungen 
der statistischen Geheimhaltung dargestellt. Darüber hi-
naus wurde ein kurzer Überblick über die beiden unter-
schiedlichen Gruppen von Verfahren, die zur Sicherstellung 
der statistischen Geheimhaltung zur Verfügung stehen, 
gegeben, sowie die Geheimhaltung von Häu  gkeitstabel-
len ausführlicher dargestellt. In einem Folgebeitrag soll da-
rauf aufbauend die Geheimhaltung von Wertetabellen vor-
gestellt sowie auf aktuelle Entwicklungen und zukünftige 
Herausforderungen im Bereich der statistischen Geheim-
haltung, mit denen sich die amtliche Statistik konfrontiert 
sieht, eingegangen werden.
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das LSN informiert: KONJUNKTUR AKTUELL ... das LSN informiert: KONJUNKT

Verarbeitendes Gewerbe1) 

Inlandsumsatz  - 2010 = 100 -

Verarbeitendes Gewerbe1) 

Auslandsumsatz  - 2010 = 100 -

Verarbeitendes Gewerbe1) 

Beschäftigte  - 2010 = 100 -

Verarbeitendes Gewerbe1) 

Gesamtumsatz  - 2010 = 100 -

Verarbeitendes Gewerbe1) 

Entgelte  - 2010 = 100 -

Beschäftigte im Bauhauptgewerbe 
- 2010 = 100 -

Baugewerblicher Umsatz
- 2010 = 100 -

Umsatzentwicklung im Großhandel2) 

real
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Vor-
jahres-
monat

Vor-
jahres-
monat

+9,1   +2,3   
+13,3   +2,7   
+13,0   +1,0   
+5,3   +4,0   

+12,6   +1,1   
+21,8   +21,9   

+5,3   +2,9   
+4,1   +2,1   
+6,6   +3,8   

+12,6   +11,5   

+1,6   +0,8   
-2,0   -0,7   

-8,3   -0,2   
-9,8   -1,1   

+4,2   +5,3   
+6,4   +6,0   

-3,1   +2,7   
+2,7   +5,0   
+1,2   +0,4   

+0,2   +1,1   
+0,7   +0,2   
-2,5   -0,5   

+4,4   +3,0   

+6,2   +1,6   
+2,9   -0,1   

+0,1   +0,3   

das LSN informiert: KONJUNKTUR AKTUELL ... das LSN informiert: KONJUNKTU

Niedersachsen Deutschland

Umsätze

Produzierendes Gewerbe 

Auftragseingänge

Entgelte

Handel und Gastgewerbe 

Umsatzentwicklung (real)

Beschäftigte

Übernachtungen

Außenhandel 

Preise

Beschäftigtenentwicklung

442 Statistische Monatshefte Niedersachsen 8/2016



Vor-
jahres-
monat

Vor-
jahres-
monat

+2,1   +2,3

+1,0   -4,0

0,0   -0,3
-0,2   -0,4
+0,9   +0,2
-4,2   -5,4

+1,2   +0,5
+3,6   +5,0
-3,0   +0,2
-2,3   -1,0

+4,9   -8,9
+251,6   +222,7

+12,7   +6,0
+13,5   +6,5
+5,4   +19,3

0,0   +33,3

+100,0   +32,7
+70,0   +86,7

+8,0   +6,2
+18,3   +9,5
+2,0   +4,5
+2,1   -3,4

-8,3   -17,5
+771,9   +1 463,5

+2,2   -0,6
+8,8   -3,1

+21,7   +4,4
+44,2   +4,4

-40,0   0,0
+38,4   +105,7

das LSN informiert: KONJUNKTUR AKTUELL ... das LSN informiert: KONJUNKTU

Niedersachsen Deutschland

Erwerbstätigkeit
Sozialversicherungspflichtig

 Beschäftigte am Arbeitsort

Abschnitt L – Grundstücks- und Wohnungswesen
Gewerbemeldungen

Gewerbemeldungen und Insolvenzen Insgesamt 

Insolvenzen

Gewerbemeldungen

Insolvenzen

Insolvenzen

Abschnitt M – Freiberufliche, wissenschaftliche und technische Dienstleistungen

Insolvenzen

Abschnitt N – sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen
Gewerbemeldungen
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das LSN informiert: KONJUNKTUR AKTUELL ... das LSN informiert: KONJUNKT

Arbeitslosenquote4)

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte2)

(Inlandsabsatz)

Gemeldete Stellen
- 2010 = 100 -

Auftragseingänge im Hochbau
- 2010 = 100 -

Auftragseingänge im Tiefbau
- 2010 = 100 -

Arbeitslose
- 2010 = 100 -

Verbraucherpreisindex2)

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
am Arbeitsort3) - 2010 = 100 -
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1. Unterbeschäftigung1) im Berichtsmonat März 2016 in Niedersachsen

Mrz. 2015 Jun. 2015 Sep. 2015 Dez. 2015 Mrz. 2016 in % in % absolut in %

  101 Braunschweig, Stadt 11 749 11 215 11 197 10 754 11 110 8,0 78,5 -639 -5,4

  102 Salzgitter, Stadt 6 067 5 906 5 896 6 105 6 618 12,6 81,1 +551 +9,1

  103 Wolfsburg, Stadt 4 352 4 228 4 131 3 954 4 095 6,1 81,9 -257 -5,9

  151 Gifhorn 5 455 5 029 5 143 4 938 5 233 5,5 85,6 -222 -4,1

  152 Göttingen 10 794 10 141 10 179 9 844 10 440 7,9 77,7 -354 -3,3

  153 Goslar 7 408 6 785 6 689 6 607 6 951 10,0 77,9 -457 -6,2

  154 Helmstedt 4 215 4 054 3 880 3 807 3 921 8,0 86,5 -294 -7,0

  155 Northeim 6 128 5 654 5 579 5 575 5 751 8,0 81,0 -377 -6,2

  156 Osterode am Harz 3 445 3 141 3 002 2 957 3 029 8,0 77,8 -416 -12,1

  157 Peine 5 693 5 365 5 055 5 046 5 449 7,7 73,0 -244 -4,3

  158 Wolfenbüttel 4 475 4 126 4 108 4 047 4 271 6,8 81,5 -204 -4,6

  1 Braunschweig  69 781  65 644  64 859  63 634  66 868 x x - 2 913 -4,2

  241 Region Hannover 63 142 60 472 60 026 59 367 61 287 9,9 76,8 -1 855 -2,9

  251 Diepholz 6 629 6 223 6 331 6 491 6 584 5,6 80,6 -45 -0,7

  252 Hameln-Pyrmont 7 334 6 789 6 806 6 790 7 347 9,4 78,6 +13 +0,2

  254 Hildesheim 12 897 12 184 12 180 11 625 12 391 8,4 79,9 -506 -3,9

  255 Holzminden 3 482 3 176 3 168 3 137 3 308 9,1 82,9 -174 -5,0

  256 Nienburg (Weser) 4 879 4 437 4 442 4 479 4 689 7,0 79,9 -190 -3,9

  257 Schaumburg 6 973 6 551 6 417 6 463 6 725 8,3 78,1 -248 -3,6

  2 Hannover  105 336  99 832  99 370  98 352  102 331 x x - 3 005 -2,9

  351 Celle 8 505 8 020 7 933 7 843 8 477 9,3 79,7 -28 -0,3

  352 Cuxhaven 7 904 7 004 7 000 7 494 7 577 7,4 82,7 -327 -4,1

  353 Harburg 7 508 7 078 6 999 7 023 7 423 5,5 79,9 -85 -1,1

  354 Lüchow-Dannenberg 2 588 2 305 2 198 2 279 2 385 10,5 80,6 -203 -7,8

  355 Lüneburg 7 621 7 216 7 020 7 011 7 468 7,8 77,6 -153 -2,0

  356 Osterholz 3 486 3 216 3 260 3 187 3 269 5,5 73,2 -217 -6,2

  357 Rotenburg (Wümme) 4 776 4 642 4 631 4 655 4 734 5,3 83,2 -42 -0,9

  358 Heidekreis 6 657 6 009 5 920 6 034 6 124 8,2 75,1 -533 -8,0

  359 Stade 8 112 7 815 7 765 7 725 8 122 7,4 79,3 +10 +0,1

  360 Uelzen 3 828 3 480 3 430 3 407 3 567 7,6 82,9 -261 -6,8

  361 Verden 4 797 4 639 4 550 4 573 4 740 6,5 78,6 -57 -1,2

  3 Lüneburg  65 782  61 424  60 706  61 231  63 886 x x - 1 896 -2,9

  401 Delmenhorst, Stadt 5 585 5 363 5 355 5 354 5 551 13,7 77,9 -34 -0,6

  402 Emden, Stadt 2 824 2 707 2 734 2 839 2 947 10,9 80,6 +123 +4,4

  403 Oldenburg (Oldb), Stadt 9 381 8 904 9 057 8 803 9 359 10,2 76,3 -22 -0,2

  404 Osnabrück, Stadt 9 442 9 093 9 105 9 152 9 521 10,6 74,4 +79 +0,8

  405 Wilhelmshaven, Stadt 5 914 5 687 5 456 5 655 5 699 14,7 79,6 -215 -3,6

  451 Ammerland 3 945 3 439 3 504 3 664 3 724 5,7 74,5 -221 -5,6

  452 Aurich 9 306 7 825 8 001 9 044 9 186 9,2 84,3 -120 -1,3

  453 Cloppenburg 6 389 5 669 5 839 5 911 6 065 6,7 79,5 -324 -5,1

  454 Emsland 9 919 9 130 8 857 8 719 8 824 5,0 61,8 -1 095 -11,0

  455 Friesland 3 716 3 121 3 114 3 428 3 452 6,9 81,0 -264 -7,1

  456 Grafschaft Bentheim 4 097 3 873 3 920 3 927 3 943 5,3 75,1 -154 -3,8

  457 Leer 7 227 6 441 6 336 6 901 6 933 8,1 78,6 -294 -4,1

  458 Oldenburg 4 218 3 934 4 007 3 865 4 108 5,8 72,9 -110 -2,6

  459 Osnabrück 10 331 9 567 9 634 9 422 9 807 4,9 75,7 -524 -5,1

  460 Vechta 4 269 3 892 3 994 3 917 4 169 5,0 77,9 -100 -2,3

  461 Wesermarsch 4 420 4 098 4 033 4 112 4 269 9,0 82,1 -151 -3,4

  462 Wittmund 2 869 1 956 1 950 2 658 2 588 9,0 83,3 -281 -9,8

  4 Weser-Ems  103 852  94 699  94 896  97 371  100 145 x x - 3 707 -3,6

  

Niedersachsen  344 751  321 599  319 831  320 589  333 230 7,8 78,2 - 11 521 -3,3

1) Daten zur geförderten Altersteilzeit liegen nicht auf Kreisebene vor. 
Die Summe der Statistischen Regionen entspricht rechnerisch nicht dem Wert für Niedersachsen.
Aufgrund von Revisionen kann es zu geringfügigen Abweichungen zu bisher veröffentlichten Daten kommen.

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Statistik-Service Nordost. Datenstand: Juni 2016

Schl.-    
Nr.

Kreisfreie Stadt                       
Landkreis                            

Statistische Region                     
Land

Anteil der 
Arbeits- losigkeit 

an der Unter- 
beschäftigung

Veränderung gegenüber dem 
Vorjahresmonat

Unter-
beschäftigungs- 

quote           
März 2016

Unterbeschäftigte (ohne Kurzarbeit)

Berichtsmonat
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Bautätigkeit und Wohnungswesen

1 000 €

1 Braunschweig  2 210   1 949    116    143   2 047   2 139   3 494   4 339,3   16 659   560 526  

2 Hannover  2 870   2 466    172    232   2 349   3 114   5 131   6 157,6   24 115   795 405  

3 Lüneburg  3 888   3 307    288    291   3 475   3 764   6 746   7 478,7   29 554   981 020  

4 Weser-Ems  7 094   5 629    746    713   6 230   7 143   12 277   13 791,9   57 607  1 765 460  

Niedersachsen  16 062   13 351   1 322   1 379   14 101   16 161   27 648   31 767,5   127 935  4 102 411  

Baugenehmigungen im Wohn- und Nichtwohnbau 2015 in den kreisfreien Städten und Landkreisen

Ausgewählte kreisangehörige Städte 
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1 000 €

  333    7    36    48    208    34   3 284   5 309,5    23   533 973   1

  555    7    48    113    336    51   3 505   4 970,8    27   430 390   2

  690    10    30    275    323    52   4 209   6 224,7    89   331 689   3

 1 485    23    94    404    869    95   8 840   12 291,3    114   732 120   4

 3 063    47    208    840   1 736    232   19 838   28 796,3    253  2 028 172  -  

Ausgewählte kreisangehörige Städte 
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1 Braunschweig  3 053   408   432   516   658   543   496  3 941  1 676  1 552   122   304  3 751,2    38 

2 Hannover  4 829   725   856   867   782   827   772  6 321  2 501  2 320   180   481  4 329,6    24 

3 Lüneburg  6 267   955  1 239  1 101  1 171   775  1 026  8 495  3 256  2 980   272   691  7 231,7    51 

4 Weser-Ems  11 304  1 352  2 178  2 222  1 822  1 642  2 088  19 227  6 119  5 496   620  1 543  14 023,1    202 

Niedersachsen  25 453  3 440  4 705  4 706  4 433  3 787  4 382  37 984  13 552  12 348  1 194  3 019  29 335,7    315 

Baufertigstellungen im Wohn- und Nichtwohnbau 2015 in den kreisfreien Städten und Landkreisen

Ausgewählte kreisangehörige Städte
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Beherbergung im Reiseverkehr im Mai 2016

1     Braunschweig   957       62 617       252 321       33 535       623 351      

2     Hannover   871       66 867       304 092       40 918       666 159      

 79 668      32,2       39,0        

 81 923      32,2       37,5        

3     Lüneburg  1 217       96 163       362 779       25 189      1 077 299       60 135      36,2       45,7        

4     Weser-Ems  2 483      

Niedersachsen  5 528      

Ausgewählte kreisangehörige Städte

 163 116       574 272      

 388 763      1 493 464      

 35 653      2 110 835      

 135 295      4 477 644      

 103 413      41,8       

 325 139      37,2       

49,1        

43,2        

Ab Januar 2012 Beherbergungsbetriebe mit 10 und mehr Betten, sowie Campingplätze mit 10 und mehr Stellplätzen.
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1 000 €
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1 000 € 1 000 €
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Verzeichnis häufig nachgefragter Tabellen 
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